
 
 1 

   
 

Gemeinde Rastede 
Bebauungsplan Nr. 100 „Im Göhlen“ 

Abwägung der Stellungnahmen zur Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange  
im ergänzenden Verfahren gemäß § 214 (4) BauGB nach § 4a (3) BauGB 

 

Nr. Träger öffentlicher 
Belange 

Schreiben vom ... 
Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

1 Landkreis Ammerland 
Ammerlandallee 12 
26655 Westerstede 

02.09.2021 

Wie auch aus der Bekanntmachung hervorgeht, hat die Ge-
meinde die Durchführung eines ergänzenden Verfahrens be-
schlossen, dessen Ziel es ist, die Ergänzung der Planunterlagen 
zum Oberflächenentwässerungskonzept für die Erschließung 
des Gebietes zum Bebauungsplan Nr. 100 mit örtlichen Bauvor-
schriften und Umgestaltung der Hankhauser Bäke zu ergänzen, 
um Fehler des Bebauungsplanes zu heilen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

  Seitens der Unteren Wasserbehörde bestehen keine Bedenken.  

  Für die Erschließung des Bebauungsplangebietes Nr. 100 "Im 
Göhlen" liegt der Gemeinde Rastede mit dem Datum vom 
14.07.2018 eine wasserrechtliche Genehmigung und Erlaubnis 
mit dem Aktenzeichen 66 W 2021/2017 vor. Das aktuell ausge-
legte Entwässerungskonzept für die Erschließung des Bebau-
ungsplangebietes Nr. 100 "Im Göhlen" weicht geringfügig von 
dem Inhalt der bereits erteilten wasserrechtlichen Genehmigung 
und Erlaubnis ab. Hierfür ist eine Änderung der wasserrechtli-
chen Genehmigung und Erlaubnis zu beantragen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Eine Änderung der wasserrechtli-
chen Genehmigung und Erlaubnis ist beantragt.  

  Zudem beinhaltet die erneute Auslegung des Bebauungsplanes 
Nr. 100 geänderte Antragsunterlagen für die Umgestaltung des 
Gewässers II. Ordnung "Hankhauser Bäke.". Hierfür ist eine Än-
derung der wasserrechtlichen Genehmigung - Aktenzeichen: 66 
W 2021/2017 - bei der Unteren Wasserbehörde des Landkreises 
Ammerland zu beantragen. 

 

2 EWE Netz GmbH 
Cloppenburger Str. 302 
26133 Oldenburg 

25.08.2021 

Vielen Dank für die Beteiligung unseres Hauses als Träger öf-
fentlicher Belange. 

Im Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe zum Plangebiet befin-
den sich Versorgungsleitungen und/oder Anlagen der EWE 
NETZ GmbH. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. 

kobbe
Textfeld
Anlage 4 zu Vorlage 2021/151
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Nr. Träger öffentlicher 
Belange 

Schreiben vom ... 
Stellungnahme Planungsrechtliche Vorgaben 

Abwägung/Beschlussempfehlung 

 

 Fortsetzung  
EWE Netz GmbH 

Diese Leitungen und Anlagen sind in ihren Trassen (Lage) und 
Standorten (Bestand) grundsätzlich zu erhalten und dürfen we-
der beschädigt, überbaut, überpflanzt oder anderweitig gefährdet 
werden. Bitte stellen Sie sicher, dass diese Leitungen und Anla-
gen durch Ihr Vorhaben weder technisch noch rechtlich beein-
trächtigt werden. 

Die Gemeinde Rastede hat ein ergänzendes Verfahren nach § 214 Abs. 4 BGB 
durchgeführt. Den Planunterlagen wurde das Oberflächenentwässerungskonzeptes 
beigefügt. Gemäß § 4a Abs. 3 BauGB durften Anregungen nur zu den geänderten 
oder ergänzten Teilen vorgebracht werden. Im Planteil wurden keine Änderungen 
vorgenommen. Daher sind die nebenstehenden Ausführungen nur für die Ausfüh-
rungsplanung relevant. 

  Das Erdgashochdrucknetz kann durch Näherung Ihrer Baumaß-
nahme beeinflusst werden. Hierfür setzen Sie sich bitte per E-
Mail mit unserer zuständigen Fachabteilung "Netztechnik Bau/ 
Betrieb Leitung" Dennis Bockeimann (Dennis.Bockel-
mann@ewe-netz.de) in Verbindung. 

Im Rahmen der damaligen Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 100 wurde eine 
Leitungsabfrage über die Internetseite der EWE Netz GmbH durchgeführt. Demnach 
befindet sich im südlichen Plangebiet, parallel zur Straße „Im Göhlen“ eine Gasan-
schlussleitung. Eine Verlegung der Leitung wird in Abstimmung mit der EWE Netz 
GmbH erforderlich. 

  Sollte sich durch Ihr Vorhaben die Notwendigkeit einer Anpas-
sung unserer Anlagen, wie z.B. Änderungen, Beseitigung, Neu-
herstellung der Anlagen an anderem Ort (Versetzung) oder an-
derer Betriebsarbeiten ergeben, sollen dafür die gesetzlichen 
Vorgaben und die anerkannten Regeln der Technik gelten. Glei-
ches gilt auch für die gegebenenfalls notwendige Erschließung 
des Plangebietes mit Versorgungsleitungen und Anlagen durch 
EWE NETZ. Bitte planen Sie in diesem Fall Versorgungsstreifen 
bzw. -korridore gemäß DIN 1998 (von min. 2,2 m für die Erschlie-
ßung mit Telekommunikationslinien, Elektrizitäts- und Gasver-
sorgungsleitungen) sowie die Bereitstellung notwendiger Stati-
onsstellplätze mit ein. 

 

  Die Kosten der Anpassungen bzw. Betriebsarbeiten sind von 
dem Vorhabenträger vollständig zu tragen und der EWE NETZ 
GmbH zu erstatten, es sei denn der Vorhabenträger und die 
EWE NETZ GmbH haben eine anderslautende Kostentragung 
vertraglich geregelt. 

 

  Die EWE NETZ GmbH hat keine weiteren Bedenken oder Anre-
gungen vorzubringen. 

 

  Wir bitten Sie, uns auch in die weiteren Planungen einzubezie-
hen und uns frühzeitig zu beteiligen. Dies gilt auch für den Fall 
der Erschließung des Plangebietes mit Versorgungsleitungen 
durch EWE NETZ, denn hierfür sind beispielsweise Lage und 
Nutzung der Versorgungsleitung und die sich daraus ableitenden 
wirtschaftlichen Bedingungen wesentliche Faktoren. 

 

mailto:Dennis.Bockelmann@ewe-netz.de
mailto:Dennis.Bockelmann@ewe-netz.de
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 Fortsetzung 
EWE Netz GmbH 

Unsere Netze werden täglich weiterentwickelt und verändern 
sich dabei. Dies kann im betreffenden Planbereich über die Lauf-
zeit Ihres Verfahrens/Vorhabens zu Veränderungen im zu be-
rücksichtigenden Leitungs- und Anlagenbestand führen. Wir 
freuen uns Ihnen eine stets aktuelle Anlagenauskunft über unser 
modernes Verfahren der Planauskunft zur Verfügung stellen zu 
können - damit es nicht zu Entscheidungen auf Grundlage veral-
teten Planwerkes kommt. Bitte informieren Sie sich deshalb gern 
jederzeit über die genaue Art und Lage unserer zu berücksichti-
genden Anlagen über unsere Internetseite: https://www.ewe-
netz.de/Reschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen. 

 

  Haben Sie weitere Fragen? Sie erreichen Ihren Ansprechpartner 
Katja Mesch unter der folgenden Rufnummer: 0441 4808-1345. 

 

3 Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie 
Stilleweg 2 
30655 Hannover 

03.09.2021 

In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange geben wir 
zum o.g. Vorhaben folgende Hinweise: 

Rohstoffe 

Gegen den geplanten Ausgleich des verbleibenden Defizits im 
Rahmen der Eingriffsbilanzierung der Gemeinde Rastede haben 
wir Bedenken. Laut Planungsunterlagen soll der Ausgleich im 
Kompensationsflächenpool der Gemeinde Rastede umgesetzt 
werden. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Die Gemeinde Rastede hat ein 
ergänzendes Verfahren nach § 214 Abs. 4 BGB durchgeführt. Den Planunterlagen 
wurde das Oberflächenentwässerungskonzeptes beigefügt. Gemäß § 4a Abs. 3 
BauGB durften Anregungen nur zu den geänderten oder ergänzten Teilen vorge-
bracht werden. Im Planteil wurden keine Änderungen vorgenommen. Daher sind die 
nebenstehenden Ausführungen hier nicht relevant. 

  Der Kompensationsflächenpool der Gemeinde Rastede ist an-
hand der Planungsunterlagen nicht ersichtlich bzw. flächenmä-
ßig nicht zuzuordnen. Nach unserer Recherche besteht er aus 
den Flächen „Lammerdamm" und „Lover Moor" (Gemeindlicher 
Kompensationsflächenpool, Vorlage- Nr.: 2010/067 vom 
30.04.2010, https://www.rastede.de/politik/bi/si0057.php? 
ksinr=691). Die drei Teilflächen innerhalb der Flächenkulisse 
„Lammersdamm" umfassen lediglich 2 ha und sind mit der Roh-
stoffwirtschaft konfliktfrei. Auf den Kompensationsflächenpool 
„Lover Moor" entfallen 17 Teilflächen mit zusammen rund 65 ha. 
Wir weisen darauf hin, dass sich der überwiegende Flächenanteil 
des Kompensationsflächenpools „Lover Moor" im Vorranggebiet 
Rohstoffgewinnung (Torf) des Landes-Raumordnungsprogramm 
befindet (LROP 2017, VRR Nr. 61.3). Dieser Bereich ist vollum-
fänglich auch als Vorranggebiet Rohstoffgewinnung (Torf) im Re-
gionalen Raumordnungsprogramm für den Landkreis Ammer-
land dargestellt. 

Bei der Kompensationsflächenzuordnung handelt es sich um einen gemeindlichen 
Kompensationsflächenpool der Gemeinde Rastede, der sowohl in der Flächenzu-
sammenstellung als auch mit den umzusetzenden Maßnahmen in Abstimmung mit 
dem Landkreis Ammerland erfolgt. 

 

https://www.ewe-netz.de/Reschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.ewe-netz.de/Reschaeftskunden/service/leitungsplaene-abrufen
https://www.rastede.de/politik/bi/si0057.php?__ksinr=691
https://www.rastede.de/politik/bi/si0057.php?__ksinr=691
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  Nach §8 Abs. 7 des Raumordnungsgesetzes (ROG) handelt es 
sich bei Vorranggebieten um Gebiete, die für bestimmte raum-
bedeutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen sind und 
andere raumbedeutsame Nutzungen in diesem Gebiet aus-
schließen, soweit diese mit den vorrangigen Funktionen oder 
Nutzungen nicht vereinbar sind. Nach unserer Erkenntnis ist die 
Fläche des VRR Nr. 61.3 noch unverritzt, die Gewinnung von 
Torf hat daher dort (noch) nicht stattgefunden. Diese Fläche 
sollte nicht überplant werden, damit sie auch zukünftig möglichst 
komplett rohstoffwirtschaftlich genutzt werden kann. Solange 
dort keine Torfgewinnung stattgefunden hat, ist diese Fläche als 
Bestandteil eines Kompensationsflächenpools völlig ungeeignet. 

 

  Boden 

Durch die Planung werden kohlenstoffreiche Böden mit Bedeu-
tung für den Klimaschutz beansprucht. Böden mit hohen Kohlen-
stoffgehalten sollen entsprechend dem Nds. Landesraumord-
nungsprogramm (LROP 3.1.1, 05) in ihrer Funktion als natürliche 
Speicher für klimarelevante Stoffe erhalten werden. Die Daten 
können auf dem NIBIS Kartenserver eingesehen werden. 

 

Im bisherigen Beteiligungsverfahren sind keine Hinweise und Anregungen vom 
LBEG eingegangen. Die nebenstehenden Ausführungen beziehen sich nicht auf die 
geänderten oder ergänzten Teile des Bebauungsplanes. 

  Laut den Datengrundlagen des LBEG kommen im nördlichen Teil 
des Plangebiets sulfatsaure Böden der niedersächsischen Küs-
tengebiete vor. 

Für das Plangebiet wurden geotechnische Untersuchungen in Anlehnung an die Vor-
gaben der Bundesbodenschutzverordnung (BBodSchV) durchgeführt – zur Prüfung 
des Wirkpfades Boden-Mensch (geotechnischer Bericht, 10.02.2016, Rasteder Erd-
baulabor). Im Ergebnis dieser Untersuchungen wurden keine relevanten Belastun-
gen des Bodens nachgewiesen. 

  

 

Aufgrund des Oberflächengeländes und insbesondere der hohen Grundwasser-
stände ist von einer Geländeaufhöhung von Baufeldern auch an diesem nordöstli-
chen Standort auszugehen, so dass somit ein höherer Abstand zu den potentiell sul-
fatsauren Böden gewonnen wird. Auf B-Plan Ebene ist nicht konkret absehbar, ob 
und in welchem Umfang Bodenaushub innerhalb des Grundwasser-gesättigten Be-
reiches erforderlich wird. Eine Betroffenheit der Bausubstanz wird daher zu diesem 
Zeitpunkt nicht abgeleitet. Auf Umsetzungsebene ist das Thema „sulfatsaure Böden“ 
jedoch im Einzelfall wieder aufzugreifen. 
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  Sulfatsaure Böden können zu bedeutenden Problemen bei Bau-
vorhaben führen. Ursache dieser Probleme sind hohe, geogen 
bedingte Gehalte an reduzierten anorganischen Schwefelverbin-
dungen (v. a. Eisensulfide wie Pyrit) in den Böden. Probleme tre-
ten dann auf, wenn diese z.B. im Rahmen von Bauvorhaben ent-
wässert und/oder das Material aus dem natürlichen Verbund her-
ausgenommen wird. Bei der daraus resultierenden Belüftung des 
Bodens bzw. des Bodenmaterials wird Pyrit oxidiert und erhebli-
che Mengen an Sulfat und Säure (bis pH< 4 im Boden) werden 
freigesetzt. Durch die Entwässerung und Umlagerung sulfatsau-
rer Böden ergeben sich erhebliche Gefährdungspotenziale für 
Boden, Wasser, Flora, Fauna und Bauwerke. 

Bei dem überwiegenden Teil des benannten Gebietes handelt es sich um interne 
Ausgleichsmaßnahmen – mit dem großflächigen und zusammenhängenden Erhalt 
sowie der dauerhaften Sicherung und Entwicklung eines extensiv genutzten Grün-
landes feuchter Standorte, einschließlich der Gräben und Feuchtbereiche.  

  Wir weisen auf die erschienenen LBEG Veröffentlichungen „Sul-
fatsaure Böden in niedersächsischen Küstengebieten“ Geofak-
ten 24 und „Handlungsempfehlungen zur Bewertung und zum 
Umgang mit Bodenaushub aus (potenziell) sulfatsauren Sedi-
menten“ Geofakten 25 hin. Zudem liegt der Erlass „Umlagerung 
von potentiell sulfatsauren Aushubmaterialien im Bereich des 
niedersächsischen Küstenholozäns“ (RdErl. d. MU vom 
12.02.2019) vor. In diesen Unterlagen werden Hinweise für das 
Vor-Ort-Management gegeben sowie Möglichkeiten zum Um-
gang mit potentiell sulfatsaurem Aushubmaterial aufgezeigt. Un-
sere Auswertungskarten können auf dem NIBIS Kartenserver 
eingesehen werden. 

 

  Entsprechend den Daten des LBEG sind die Böden empfindlich 
gegenüber Bodenverdichtung (siehe Auswertungskarte „Gefähr-
dung der Bodenfunktionen durch Bodenverdichtung“ auf dem 
NIBIS Kartenserver). Verdichtungen sind durch geeignete Maß-
nahmen zu vermeiden - zum Schutz und zur Minderung der Be-
einträchtigungen des Bodens. 

 

https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_24/geoberichte-24-109039.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_24/geoberichte-24-109039.html
https://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geofakten/geofakten-872.html
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  Aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir einige allgemeine 
Hinweise zu den Maßnahmen der Vermeidung und Verminde-
rung von Bodenbeeinträchtigungen. Vorhandener Oberboden 
sollte aufgrund §202 BauGB vor Baubeginn schonend abgetra-
gen und einer ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt werden. 
Im Rahmen der Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen aktiv 
Anwendung finden (v.a. DIN 19639 Bodenschutz bei Planung 
und Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 Vegetations-
technik im Landschaftsbau -Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwer-
tung von Bodenmaterial). Um dauerhaft negative Auswirkungen 
auf die von Bebauung freizuhaltenden Bereiche zu vermeiden, 
sollte der Boden im Bereich der Bewegungs-, Arbeitsund Lager-
flächen durch geeignete Maßnahmen (z.B. Überfahrungsver-
botszonen, Baggermatten) geschützt werden. Boden sollte im 
Allgemeinen schichtgetreu ab- und aufgetragen werden. Die La-
gerung von Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, schichtgetreu, 
in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung ge-
schützt vorgenommen werden (u.a. gemäß DIN 19639). Außer-
dem sollte das Vermischen von Böden verschiedener Herkunft 
oder mit unterschiedlichen Eigenschaften vermieden werden. 
Auf verdichtungsempfindlichen Flächen sollten Stahlplatten oder 
Baggermatten zum Schutz vor mechanischen Belastungen aus-
gelegt werden. Besonders bei diesen Böden sollte auf die Witte-
rung und den Feuchtegehalt im Boden geachtet werden, um 
Strukturschäden zu vermeiden. Der Geobericht 28 „Bodenschutz 
beim Bauen" des LBEG dient als Leitfaden zu diesem Thema. 

 

  Eine eingriffs- und funktionsbezogene Kompensation verbleiben-
der Bodenfunktionsbeeinträchtigungen sollte durch geeignete 
Maßnahmen zur Verbesserung der Bodenfunktionen durchge-
führt werden (z.B. Entsiegelung, Renaturierung, Wiedervernäs-
sung). Dementsprechend empfehlen wir Bodenabtrag im Zuge 
dieser Maßnahmen zu vermeiden und Maßnahmen zu wählen, 
die den natürlichen Standortbedingungen entsprechen. Wir wei-
sen in diesem Kontext auf die LBEG Veröffentlichung Erhalt und 
Wiederherstellung von Bodenfunktionen in der Planungspraxis 
hin. 

 

http://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_28/geoberichte-28-129793.html
http://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_28/geoberichte-28-129793.html
http://www.lbeg.niedersachsen.de/startseite/karten_daten_publikationen/publikationen/geoberichte/geoberichte_28/geoberichte-28-129793.html
http://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geofakten/geofakten-872.html
http://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geofakten/geofakten-872.html
http://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geofakten/geofakten-872.html
http://www.lbeg.niedersachsen.de/karten_daten_publikationen/publikationen/geofakten/geofakten-872.html
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  Gashochdruckleitungen, Rohrfernleitungen 

Durch das Plangebiet bzw. in unmittelbarer Nähe dazu verlaufen 
erdverlegte Hochdruckleitungen. Bei diesen Leitungen ist je ein 
Schutzstreifen zu beachten. Der Schutzstreifen ist von jeglicher 
Bebauung und von tiefwurzelndem Pflanzenbewuchs frei zu hal-
ten. Bitte beteiligen Sie die in der folgenden Tabelle genannten 
Unternehmen direkt am Verfahren, damit ggf. erforderliche Ab-
stimmungsmaßnahmen eingeleitet werden können. 

Im Rahmen der damaligen Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 100 wurde eine 
Leitungsabfrage über die Internetseite der EWE Netz GmbH durchgeführt. Demnach 
befindet sich im südlichen Plangebiet, parallel zur Straße „Im Göhlen“ eine Gasan-
schlussleitung. Eine Verlegung der Leitung wird in Abstimmung mit der EWE Netz 
GmbH erforderlich. 

  

 

 

  Hinweise 

Sofern im Zuge des o.g. Vorhabens Baumaßnahmen erfolgen, 
verweisen wir für Hinweise und Informationen zu den Baugrund-
verhältnissen am Standort auf den NIBIS-Kartenserver. Die Hin-
weise zum Baugrund bzw. den Baugrundverhältnissen ersetzen 
keine geotechnische Erkundung und Untersuchung des Bau-
grundes bzw. einen geotechnischen Bericht. Geotechnische 
Baugrunderkundungen/-untersuchungen sowie die Erstellung 
des geotechnischen Berichts sollten gemäß der DIN EN 1997-1 
und -2 in Verbindung mit der DIN 4020 in den jeweils gültigen 
Fassungen erfolgen. 

 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

  In Bezug auf die durch das LBEG vertretenen Belange haben wir 
keine weiteren Hinweise oder Anregungen. 

 

  Die vorliegende Stellungnahme hat das Ziel, mögliche Konflikte 
gegenüber den raumplanerischen Belangen etc. ableiten und vo-
rausschauend berücksichtigen zu können. Die Stellungnahme 
wurde auf Basis des aktuellen Kenntnisstandes erstellt. Die ver-
fügbare Datengrundlage ist weder als parzellenscharf zu inter-
pretieren noch erhebt sie Anspruch auf Vollständigkeit. Die Stel-
lungnahme ersetzt nicht etwaige nach weiteren Rechtsvorschrif-
ten und Normen erforderliche Genehmigungen, Erlaubnisse, Be-
willigungen oder objektbezogene Untersuchungen. 

 

https://nibis.lbeg.de/cardomap3/?permalink=ZwlcGRh
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4 GASCADE Gastransport 
GmbH 
 

31.08.2021 

Wir danken für die Übersendung der Unterlagen zu o. g. Vorha-
ben. 

Wir antworten Ihnen zugleich auch im Namen und Auftrag der 
Anlagenbetreiber WINGAS GmbH, NEL Gastransport GmbH so-
wie OPAL Gastransport GmbH & Co. KG. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  

  Nach Prüfung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beeinträchti-
gung unserer Anlagen teilen wir Ihnen mit, dass unsere Anlagen 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht betroffen sind. Dies schließt 
die Anlagen der v. g. Betreiber mit ein. 

 

  Für externe Kompensationsmaßnahmen muss sichergestellt 
sein, dass diese unsere Anlagen nicht beeinträchtigen und nicht 
im Schutzstreifen unserer Anlagen stattfinden werden. Sollten 
externe Flächen zur Deckung des Kompensationsbedarfs erfor-
derlich sein, sind uns diese ebenfalls mit entsprechenden Plan-
unterlagen zur Stellungnahme vorzulegen. Eine Auflistung der 
Flurstücke in der Begründung oder im Umweltbericht ist nicht 
ausreichend. 

 

  Wir bitten Sie daher, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen.  

5 Vodafone Deutschland 
GmbH 
Vahrenwalder Str. 236 
30179 Hannover 

26.08.2021 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 11.08.2021. 

Im Plangebiet befinden sich Telekommunikationsanlagen unse-
res Unternehmens, deren Lage auf den beiliegenden Bestands-
plänen dargestellt ist. Wir weisen darauf hin, dass unsere Anla-
gen bei der Bauausführung zu schützen bzw. zu sichern sind, 
nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen nicht verringert 
werden dürfen. 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Sie bezieht sich inhaltlich auf die 
Ausführungsebene. 

  Sollte eine Umverlegung oder Baufeldfreimachung unserer Tele-
kommunikationsanlagen erforderlich werden, benötigen wir min-
destens drei Monate vor Baubeginn Ihren Auftrag an TDRC-
N.Bremen@vodafone.com, um eine Planung und Bauvorberei-
tung zu veranlassen sowie die notwenigen Arbeiten durchführen 
zu können. 

 

  Wir weisen Sie ebenfalls darauf hin, dass uns ggf. (z.B. bei städ-
tebaulichen Sanierungsmaßnahmen) die durch den Ersatz oder 
die Verlegung unserer Telekommunikationsanlagen entstehen-
den Kosten nach § 150 (1) BauGB zu erstatten sind. 

 

mailto:TDRC-N.Bremen@vodafone.com
mailto:TDRC-N.Bremen@vodafone.com
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Keine Anregungen und Bedenken hatten: 
 
1. Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, Schreiben vom 31.08.2021 
2. Telefónica Germany GmbH & Co. OHG, Schreiben vom 18.08.2021 
3. TenneT TSO GmbH, Schreiben vom 12.08.2021 
4. Avacon Netz GmbH, Schreiben vom 12.08.2021 
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1  Siehe Präambelabwägung  
 
 




